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Zur Situation Sudan 


Nach Berichten der Vereinten Nationen und von Hilfswerken aus Nai- 
robi bereitet die Regierung des Sudan gegenwärtig einen Großangriff 
auf die Rebellen im Süden vor, der täghch beginnen kann und Hundert- 
tausende Zivilisten zu Flüchtlingen und Vertriebenen machen wird. 
Nach übereinstimmenden Berichten aller Hilfswerke übersteigt das 
menschliche Elend im Süd- Sudan schon heute das der Menschen in 
Somalia im Jahr 1991. Der bevorstehende Großangriff der Regierung 
des Sudan wird ein menschliches Elend verursachen, das alles bisher 
Gekannte übersteigt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amtes vom 21. März 1994 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der Europäischen Union 
auf die sofortige Bestellung eines Sonderbotschafters für Humanitäre 
Fragen und Friedensstiftung im Sudan zu drängen, um gemeinsam 
mit den afrikanischen Vertretern der IG ADD, dem bereits bestellten 
Sonderbeauftragten der Kirchen und dem bereits bestellten Sonder- 
botschafter der Vereinigten Staaten alles zu versuchen, um doch 
noch einen Waffenstillstand zu vermitteln? 


Die Bundesregierung und die europäischen Partner unterstützen 
ausdrücklich die Friedensinitiative der vier ostafrikanischen Staa- 
ten Uganda, Äthiopien, Kenia und Eritrea im Rahmen der IGADD 
(Intergovernmental Authority on Drought and Development) so- 
wie die unterstützenden Bemühungen seitens des Sonderbeauf- 
tragten der „All African Conference of Churches'' und des Son- 
derbotschafters der Vereinigten Staaten von Amerika. Aufgrund 
der sich seit Anfang Februar 1994 verschlechternden Situation im 
Sudan hat die Bundesregierung bereits die Initiative ergriffen und 
im Rahmen eines umfassenden Katalogs von möglichen gemein- 
samen Maßnahmen der EU in der GASP-Arbeitsgruppe am 
17. Februar 1994 auch die Bestellung eines Sonderbotschafters für 
Humanitäre Fragen und Friedensstiftung angeregt, um die stok- 
kenden IGADD-Friedensbemühungen wieder voranzubringen. 
Allerdings wird diese Anregung bisher mit Vorbehalten aufge- 
nommen, da an der Wirksamkeit dieser Maßnahme gezweifelt 
wird. 


2. Bisherige Waffenstillstandsbemühungen sind daran gescheitert, daß 
es keinen Überwachungsmechanismus gab. Ist die Bundesregierung 
bereit, im Rahmen der Vereinten Nationen, der NATO oder der EU 
an der Überwachung eines möglichen Waffenstillstandes kurzfristig 
aktiv teilzunehmen? 


Die Frage einer aktiven deutschen Teilnahme an einem Über- 
wachungsmechanismus im Rahmen der Vereinten Nationen, der 
NATO oder der EU bedarf der sorgfältigen Prüfung, insbesondere 
auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten. Die kurzfri- 
stige Beteiligung an einer Waffenstillstandsvereinbarung im 
Sudan ist der Bundesregierung bereits aus personellen und finan- 
ziellen Gründen in absehbarer Zeit nicht möglich. 


3. Die größte Gefahr für die Zivilbevölkerung im Süd-Sudan geht von 
der gezielten Bombardierung durch die Regierungsluftwaffe aus, die 
schon im August letzten Jahres dazu geführt hat, daß 70 000 Men- 
schen aus dem Süd-Sudan in das dichtbevölkerte Uganda geflohen 
sind. 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer Beziehungen zu 
den Mitgliedern des Sicherheitsrates sofort alles Denkbare zu unter- 
nehmen, damit der Sicherheitsrat eine Flugverbotszone über den 
Süd-Sudan verhängt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Vereinten Nationen und die 
Nachbarländer des Sudan, soweit von diesen gewünscht, politisch, 
materiell und taktisch zu unterstützen, damit diese die Einhaltung 
eines solchen Flugverbotes überwachen können? 


Zur Zeit laufende Bemühungen der USA, das Thema Süd- Sudan 
im Sicherheitsrat anzusprechen, beinhalten nicht die Absicht, eine 
Flugverbotszone im fraglichen Gebiet einzurichten. Da Deutsch- 
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land kein Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ist 
und da die Bundesregierung (vgl. Antwort auf Frage 2) selbst 
nicht in der Lage ist, materielle oder taktische Hilfe zur eventuel- 
len Überwachung einer Flugverbotszone beizusteuern, beschrän- 
ken sich naturgemäß unsere Einwirkungsmöglichkeiten. Die kon- 
sequente Integration der politischen Bemühungen der Bundes- 
regierung um eine rasche Lösung dieses drängenden Problems in 
die gemeinsame Initiative der Europäischen Union ist deshalb der 
erfolgversprechendste Weg im Hinblick auf konkrete Ergebnisse. 


4. Die humanitäre Hilfe für die notleidende Bevölkerung tief im Süd- 
Sudan wird immer wieder dadurch behindert, daß die Vereinten 
Nationen und die unter ihnen arbeitenden Hilfswerke für ihre Arbeit 
die Genehmigung der Regierung des Sudan benötigen. Seit Mitt- 
woch, 2. Februar 1994, darf das auch von der Bundesregierung finan- 
zierte, unter den Vereinten Nationen arbeitende, deutsche Hilfswerk 
Aktion „Afrika in Not" keine Nahrungsmittel mehr für die ca. 
100 000 bisher versorgten notleidenden Vertriebenen in West-Equa- 
toria aus der Luft abwerfen. 

Ist die Bundesregierung bereit, sofort alles Denkbare im Rahmen 
ihrer Beziehungen zu den Mitgliedern des Sicherheitsrates zu unter- 
nehmen, um die bewährte Organisation der Vereinten Nationen 
„Operation Lifeline Sudan" und die unter ihr arbeitenden Hilfsorga- 
nisationen durch Sicherheitsratsbeschluß von allen bilateralen Be- 
schränkungen zu befreien, damit endlich ohne Zustimmungsnot- 
wendigkeit allen Bedürftigen im Süd-Sudan geholfen werden kann? 

Die Möglichkeit und Effizienz dieser Hilfe hängt natürlich weitest- 
gehend davon ab, daß der Sicherheitsrat gleichzeitig eine Flugver- 
botszone verhängt. 


Ein derartiger Schritt - der in der Konsequenz schwerwiegende 
Folgen für die Qualität des Engagements der VN haben könnte - 
wird zum gegenwärtigen Zeitpunkt nach den der Bundesregie- 
rung zugänglichen Informationen von keinem der Mitglieder des 
Sicherheitsrates erwogen. Ein Alleingang der Bundesregierung 
kommt deshalb - und wegen der zuvor geschilderten Gründe - 
nicht in Betracht. 


5. In welchem Umfang sieht die Bundesregierung eine Gefahr einer 
pohtischen und militärischen Destabilisierung des Horns von Afrika 
durch den von der Regierung des Sudan propagierten islamischen 
Fundamentalismus, und wie ist sie bereit, die besonders betroffenen 
Nachbarländer in dieser Situation politisch zu unterstützen? 


Die Regierungen von Äthiopien und Eritrea haben in ihrem bilate- 
ralen Dialog mit der Bundesregierung wiederholt ihre große 
Besorgnis wegen angeblich von der sudanesischen Regierung 
unterstützter islamitischer Aktivitäten in ihren Ländern zum Aus- 
druck gebracht. An der äthiopisch-sudanesischen Grenze und an 
der eritreisch-sudanesischen Grenze hat es gelegentlich gewalt- 
same Auseinandersetzungen zwischen militanten Islamiten und 
Regierungstruppen Äthiopiens bzw. Eritreas gegeben. 

Erst kürzlich beklagte der eritreische Präsident in einem Schrei- 
ben an den Präsidenten des VN-Sicherheitsrates und an mehrere 
Staatsoberhäupter europäischer Länder Destabilisierungsver- 
suche der sudanesischen Regierung durch Einschleusen ge- 
waltbereiter Islamiten nach Eritrea, wohinter die sudanesische 
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„National Islamic Front (NIF)" stehe. Als letzten und bislang 
gravierendsten Vorfall führte er das Eindringen von 20 bewaff- 
neten Anhängern der sog. „Jihad" auf eritreisches Territorium an. 

Der Präsident von Eritrea verurteilt insbesondere die Ausbeutung 
der Notlage der etwa 500 000 eritreischen Flüchtlinge im Sudan 
für Rekrutierungsversuche als islamitische Kämpfer durch die 
NIF, 

Es gibt auch ernstzunehmende Hinweise, nach denen gewaltsame 
Aktivitäten militanter Islamiten in Somalia Unterstützung aus dem 
Sudan erhalten. 

Die Regierung des Sudan weist jede Verantwortung für die o. g. 
Aktivitäten zurück. 

Die Bundesregierung sieht in der Einflußnahme von gewaltberei- 
ten Islamiten in den Ländern des Horns von Afrika eine erhebliche 
Destabilisierungsgefahr. Aus leicht nachvollziehbaren Gründen 
ist es der Bundesregierung nicht möglich, direkt hiergegen vorzu- 
gehen. Eine solche Bitte ist im übrigen auch nicht von den Regie- 
rungen der betroffenen Länder an die Bundesregierung herange- 
tragen worden. 

Durch ihre umfangreiche und substantielle entwicklungspoli- 
tische Zusammenarbeit mit Eritrea und Äthiopien stärkt die Bun- 
desregierung die politischen Strukturen dieser Länder und trägt 
so zur Stabilität in der Region bei. Die von der Bundesregierung 
und von der Internationalen Gemeinschaft in Somalia geleistete 
Wiederaufbauhilfe soll dazu beitragen, in Somalia neue und sta- 
bile politische Strukturen aufzubauen. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß hierdurch auch islamitischen Aktivitäten ent- 
gegengewirkt wird. 


6. Angesichts des drohenden, von der Regierung des Sudan absichtlich 
verursachten Flüchtlingsstromes nach Uganda: Ist die Bundesregie- 
rung bereit, dem Rüchtlingswerk der Vereinten Nationen oder den 
von ihm beauftragten Hilfsorganisationen sofort großzügige Mittel 
aus dem bilateralen Titel für den Sudan zur Verfügung zu stellen, um 
diesen Fiüchtlingsstrom auf fangen und strukturelle, entwicklungs- 
pohtische und langfristig integrieren und helfen zu können? 


Die Bundesregierung hat sich in den vergangenen Jahren stets an 
bilateralen und multilateralen humanitären Hilfsmaßnahmen zu- 
gunsten der Flüchtlinge und Vertriebenen im Süd- Sudan und in 
Uganda beteiligt. 

Die weitaus meisten Bürgerkriegsopfer befinden sich als Vertrie- 
bene im Süd-Sudan; für sie hat der UNHCR kein Mandat. Auch ist 
eine Finanzierung von Maßnahmen des UNHCR oder von ihm 
beauftragter Hilfsorganisationen aus Mitteln der büateralen Ent- 
wicklungszusammenarbeit nicht möglich. 

Die Bundesregierung fördert seit 1991 in dem jetzt vom Bürger- 
krieg besonders betroffenen Westäquatoria ein breit angelegtes 
Basisgesundheitsprojekt, ein großes Ernährungssicherungspro- 
gramm und leistet umfangreiche Nahrungsmittelhilfe; diese Vor- 
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haben werden von einer deutschen Nicht-Regierungsorganisation 
durchgeführt und sind zur Zeit ausreichend mit Mitteln ausgestat- 
tet. Ein Teil der Mitarbeiter ist weiterhin im Projekt gebiet im Süd- 
Sudan und versorgt dort die Vertriebenen. 

Bereits im Herbst 1993 hat die Bundesregierung zugestimmt, daß 
die deutsche Nicht-Regierungsorganisation auch in Nord-Uganda 
die bereits zu diesem Zeitpunkt dorthin geflohenen Menschen aus 
Süd-Sudan in Zusammenarbeit u. a. mit dem UNHCR betreut. 
Auch diese Arbeit wird fortgesetzt; zusätzliche Mittel dafür wur- 
den vom Auswärtigen Amt und von der Kommission der Europäi- 
schen Union in Brüssel zur Verfügung gestellt. 

Die Bundesregierung ist bereit, die für die Fortsetzung der 
genannten Projekte benötigten Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Für Nothilfemaßnahmen für Flüchtlinge, die über humanitäre So- 
forthilfe hinausgehen, und der Vorbereitung von langfristig nach- 
haltigen Entwicklungsprogrammen, etwa zur Wiederansiedlung 
dienen, steht auch ein Flüchtlings- und Nothilfefonds des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung zur Verfügung; bei der Gestaltung bilateraler Vorhaben, die 
aus diesen Mitteln finanziert werden können, ist größte Flexibili- 
tät, z.B. Parallelfinanzierung und die Beteiligung lokaler NRO 
(Nicht-Regierungsorganisationen) , möglich. 

Das Auswärtige Amt prüft zur Zeit, in welchem Umfang es aus 
den von ihm bewirtschafteten Mitteln der humanitären Soforthilfe 
(Kapitel 05 02 Titel 686 12) den im Sudan und Nord-Uganda täti- 
gen deutschen und internationalen Hilfsorganisationen, darunter 
auch dem UNHCR, weitere finanzielle Zuwendungen zur Unter- 
stützung von deren Hilfsprogrammen gewähren kann. 
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